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Vorwort zur 26. Auflage

In der 26. Auflage dieses Standardwerks haben wir die wichtigsten gesetzlichen Neue-
rungen und aktuellen Entwicklungen bis zum Frühjahr 2025 umfassend berücksichtigt. 
Ein zentrales Thema dieser Ausgabe sind die seit dem 22. Mai 2024 geltenden Ände-
rungen der EG-Sozialvorschriften, die neue Regelungen zu den Lenk- und Ruhezeiten 
im Busreiseverkehr mit sich bringen. Diese Anpassungen haben erhebliche Auswirkun-
gen auf den Arbeitsalltag von Fahrpersonal und Unternehmen, weshalb sie detailliert 
erläutert und praxisnah aufbereitet wurden.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf den aktuellen Entwicklungen rund um das 
Deutschlandticket, das die Tariflandschaft im öffentlichen Nahverkehr grundlegend 
verändert hat. Zusätzlich berücksichtigt diese Auflage die jüngsten Anpassungen beim 
Mindestlohn sowie weitere arbeitsrechtliche Änderungen, die für die Praxis relevant 
sind.

Unser Anspruch bleibt es, mit „Das Omnibusunternehmen" ein zuverlässiger Begleiter 
für alle zu sein, die sich auf die IHK-Fachkundeprüfung vorbereiten, aber auch für er-
fahrene Praktiker, die ein fundiertes Nachschlagewerk für den beruflichen Alltag be-
nötigen.

Wir danken allen Leserinnen und Lesern für das anhaltende Interesse und das Vertrau-
en in unser Werk. Ihre Rückmeldungen – ob Lob, Kritik oder Anregungen – sind für 
uns wertvoll und eine wichtige Grundlage für die kontinuierliche Weiterentwicklung 
dieses Lehrbuchs.

Guido Borning	 Christian Gladasch

Koblenz, im Mai 2025	 Bergisch Gladbach, im Mai 2025
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1 1

Einleitung

Zusammenfassung 
Dieses Kapitel leitet in das Buch und das Thema Fachkundeprüfung ein und be-
schreibt den Ablauf der dreiteiligen Fachkundeprüfung vor der Industrie- und 
Handelskammer (IHK).

1
Kapitel 1
Einleitung
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n  n



2	 Kapitel 1 • Einleitung

1
Dieses Buch soll zum einen auf die Fachkunde-
prüfung vorbereiten. Zum anderen dient es aber 
auch praktizierenden Omnibusunternehmern 
als hilfreiches Nachschlagewerk für ihre tägliche 
Praxis.

Die Fachkundeprüfung wird vor der örtlich 
zuständigen Industrie- und Handelskammer ab-
gelegt. Sie besteht aus zwei schriftlichen Teilen 
und einer mündlichen Prüfung.

Bei dem ersten schriftlichen Teil handelt es 
sich um schriftliche Fragen, die teilweise aus 
Multiple-Choice-Fragen mit vier Antworten zur 
Auswahl und teilweise aus Fragen mit direkter 
Antwort bestehen. Beispiele für mögliche Fragen 
finden sich im Anschluss an jedes Kapitel. Die-
ser Teil macht 40  % der Gesamtpunktzahl von 
300  Punkten aus. Die Prüfungsdauer beträgt 
2 Stunden.

Der zweite schriftliche Teil besteht aus 
schriftlichen Übungen/Fallstudien. Dieser zwei-

te Teil macht 35 % der Gesamtpunktzahl aus. Die 
Prüfungsdauer beträgt 2 Stunden.

Im 7  Kapitel  8 ist ein kompletter Prüfungs-
test mit Punktebewertung für die schriftliche 
Prüfung abgedruckt.

Die mündliche Prüfung soll eine halbe Stun-
de je Prüfung nicht überschreiten. Sie macht 
25 % der Gesamtpunktzahl aus.

Die Prüfung ist bestanden, wenn mindes-
tens 60 % der möglichen Gesamtpunktzahl, also 
180  Punkte, erreicht sind. Dabei muss in jeder 
Teilprüfung mindestens 50 % der jeweils mögli-
chen Punktezahl erzielt werden. Wenn der Prüf-
ling bereits durch seine schriftliche Prüfungsteile 
60 % der Gesamtpunktzahl erreicht hat, entfällt 
die mündliche Prüfung.

Für die Prüfung wird keine Note erteilt. Viel-
mehr wird lediglich die Prüfung für „bestanden“ 
oder „nicht bestanden“ erklärt. Eine Prüfung 
kann beliebig oft wiederholt werden.



3 2

Berufsbezogenes Recht

Zusammenfassung
In diesem Kapitel werden die grundlegenden berufsbezogenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen vermittelt und eingehend erläutert. Im Anschluss an die 
Themenbereiche finden Sie Fragen und Antworten zum Text.
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2.1	 Personenbeförderungsrecht

2.1.1	 Allgemeine Vorschriften

Kernstück des Rechts der gewerblichen Perso-
nenbeförderung auf der Straße sind das Perso-
nenbeförderungsgesetz (PBefG) vom 21. März 
1961 und einige auf dem PBefG beruhende 
Rechtsverordnungen. Mit der Zustimmung des 
Bundesrates am 26. März 2021 ist eine erneute 
Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG) abgeschlossen worden. Die Änderun-
gen sind sukzessive in den Jahren 2021 und 2022 
in Kraft getreten.

Soweit der sachliche Geltungsbereich des 
PBefG reicht, folgt es dem Prinzip des geschlos-
senen Kreises: Die Personenbeförderung ist 
grundsätzlich nur in den im Gesetz vorgesehe-
nen Formen zulässig. Beförderungen sind nach 
diesem Gesetz nur zulässig, wenn der Unterneh-
mer eine Genehmigung besitzt. Genehmigungs-
fähig sind aber lediglich die Verkehrsarten und 
-formen, die das Gesetz nennt.

Geltungsbereich
Das PBefG gilt für die entgeltliche oder geschäfts-
mäßige Personenbeförderung. Entgelt ist jede 
Gegenleistung, die mit einer Beförderung ange-
strebt wird. Die Gegenleistung braucht nicht in 
Geld zu bestehen. Vielmehr sind als Entgelt auch 
wirtschaftliche Vorteile anzusehen, die mittelbar 
für die Wirtschaftlichkeit einer auf diese Weise 
geförderten Erwerbstätigkeit erstrebt werden. So 
sind z. B. auch kostenlose Transferfahrten zum 
Flughafen, die ein Reisebüro anbietet, als ent-
geltlich einzustufen. Denn mit diesem Angebot 
will das Reisebüro Kunden gewinnen. Geschäfts-
mäßig ist jede auf Dauer gerichtete, in Wieder-
holungsabsicht vorgenommene Beförderung; ob 
dies zur Gewinnerzielung geschieht oder nicht, 
ist unerheblich.

Dem PBefG unterliegen nicht Personen-
beförderungen mit Personenkraftwagen (Pkw), 
sofern diese unentgeltlich sind oder das Gesamt-

entgelt die Betriebskosten nicht übersteigt. Per-
sonenkraftwagen sind Kraftfahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung 
von nicht mehr als neun Personen einschließlich 
Fahrer geeignet und bestimmt sind. 

Darunter fallen z. B. Fahrgemeinschaften von 
Arbeitnehmern, da der gezahlte Fahrtkostenan-
teil nicht die Betriebskosten übersteigt. Ebenfalls 
unterliegt nicht dem PBefG die Beförderung von 
kranken, verletzten oder sonstigen hilfsbedürf-
tigen Personen mit Krankenkraftwagen. Ausge-
nommen ist ferner der vorübergehende Einsatz 
von Kraftfahrzeugen bei Notständen und Be-
triebsstörungen im Verkehr.

Durch die Novelle des PBefG im Frühjahr 
2021 wird die in der Praxis oft nicht ganz ein-
deutige Abgrenzung zwischen der gewerblichen 
Personenbeförderung und der (privaten) Mitnah-
me von Personen im Kfz gegen Kostenerstattung 
nunmehr eindeutig festgelegt. Durch die dynami-
sche Verweisung auf das Bundesreisekostengesetz 
(BRKG) ist eine Anpassung an die allgemeine 
Kostenentwicklung sichergestellt. So sieht §  1 
Abs. 2 PBefG in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Satz 1 
BRKG vor, dass wenn das Gesamtentgelt aller 
mitgenommenen Personen zusammen 30  Cent 
pro Kilometer übersteigt, die Beförderung unter 
die Bestimmungen des PBefG fällt. Ferner stellt 
§ 1 Abs. 3 nun klar, dass auch die Tätigkeiten von 
Betreibern von Mobilitätsplattformen (z.B. Uber) 
dem Personenbeförderungsgesetz unterliegen. 
Beschränkt sich die Tätigkeit aber auf die Vermitt-
lung von Beförderungen, ist der Vermittler nicht 
„Beförderer“ und muss daher nicht in Besitz einer 
Genehmigung sein (§ 2 Abs. 1b).

Freistellungsverordnung
In der Freistellungsverordnung (abgedruckt im 
Anhang) hat der Gesetzgeber für bestimmte Be-
förderungen geregelt, dass für sie das PBefG nicht 
gilt. Für den Omnibusunternehmer sind insbe-
sondere von Bedeutung Beförderungen von

55 Schülern durch oder für Schulträger zum 
und vom Unterricht (§ 1 Ziffer 4 d)
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55 von behinderten Personen zu und von Be-
treuungseinrichtungen (§ 1 Ziffer 4 g)

55 Kindern durch oder für Kindergartenträger 
zwischen Wohnung und Kindergarten (§ 1 
Ziffer 4 i).

Es handelt sich um den sog. freigestellten Schü-
ler-, Behinderten- und Kindergartenverkehr. Der 
freigestellte Schüler-, Behinderten- und Kinder-
gartenverkehr setzt voraus, dass der jeweilige Trä-
ger der Einrichtung, also die Gemeinde oder der 
Kreis, zur Beförderung der Kinder den Omnibus-
unternehmer anmietet. Dabei ist entscheidend, 
dass das Entgelt nicht die Beförderten, sondern 
der jeweilige Träger zahlt.

Unternehmen, die ausschließlich inner-
staatliche Beförderungen durchführen, benöti-
gen keine Genehmigung nach dem PBefG. Bei 
Unternehmen, die auch grenzüberschreitende 
Beförderungen durchführen, darf der Unterneh-
mer im Freistellungsverkehr nur Omnibusse ein-
setzen, für die er eine Genehmigung nach dem 
PBefG besitzt. Dagegen benötigt er für Kleinbus-
se (PKW) keine Genehmigung für das Fahrzeug.

Merksätze

55 Wesentliche Rechtsregeln für die ge-
werbliche Personenbeförderung auf 
der Straße sind im Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG) enthalten. 

55 Bestimmte Arten von Beförderungen 
sind durch die Freistellungsverord-
nung von den im PBefG enthaltenen 
staatlichen Eingriffen ausgenommen.

Fragen und Antworten

?? Wann liegt eine entgeltliche Beförderung 
vor?

vv Wenn für die Beförderung ein Entgelt ent-
richtet wird. Entgelt ist jede Gegenleistung, 
die mit einer Beförderung angestrebt wird.

?? Wann ist eine Beförderung geschäftsmäßig?

vv Geschäftsmäßig ist jede auf Dauer gerichte-
te, in Wiederholungsabsicht vorgenomme-
ne Beförderung.

?? Für welche Beförderungen regelt das PBefG 
selbst, dass es keine Anwendung findet?

vv Dem PBefG unterliegen nicht Personenbeför-
derungen mit Pkw, sofern diese unentgeltlich 
sind oder das Gesamtentgelt die Betriebs-
kosten nicht übersteigt. Weiterhin unter-
liegt dem PBefG nicht die Beförderung von 
kranken, verletzten oder sonstigen hilfsbe-
dürftigen Personen mit Krankenkraftwagen. 
Ausgenommen ist ferner der vorübergehen-
de Einsatz von Kraftfahrzeugen bei Notstän-
den und Betriebsstörungen im Verkehr.

?? In welcher gesetzlicher Regelung ist für 
bestimmte Beförderungen geregelt worden, 
dass für diese das PBefG nicht gilt?

vv In der Freistellungsverordnung.

?? Welche für den Omnibusunternehmer 
wichtigen Verkehre sind in der Freistellungs-
verordnung geregelt?

vv Dies ist der sog. freigestellte Schüler-,  
Behinderten- und Kindergartenverkehr.

?? Der Schulträger möchte von den Kindern 
für ihre Beförderung einen Kostenbeitrag 
fordern. Darf die Beförderung dann noch im 
freigestellten Schülerverkehr erfolgen?
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vv Nein, denn Voraussetzung ist, dass die Be-
förderten kein Entgelt entrichten.

2.1.2	 Beförderung im ÖPNV mit 
Kraftfahrzeugen (Kfz)

Grundzüge des Systems
Linienverkehr (§ 42 PBefG) mit Kraftomnibus-
sen wird im Bereich ÖPNV (Öffentlicher Perso-
nennahverkehr) betrieben.

Öffentlicher Personennahverkehr ist die allge-
mein zugängliche Beförderung von Personen mit 
Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen im 
Linienverkehr, die überwiegend dazu bestimmt 
sind, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- 
oder Regionalverkehr zu befriedigen. Das ist im 
Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl der Be-
förderungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte 
Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte Reise-
zeit eine Stunde nicht übersteigt. Öffentlicher Per-
sonennahverkehr ist auch der Verkehr mit Taxen 
oder Mietwagen, der eine der oben genannten 
Verkehrsarten ersetzt, ergänzt oder verdichtet.

Das PBefG unterscheidet im Linienverkehr 
zwischen eigenwirtschaftlichen und gemein-
wirtschaftlichen Verkehrsleistungen.

Verkehrsleistungen sind eigenwirtschaftlich, 
deren Aufwand gedeckt wird durch

55 Beförderungserlöse,
55 Ausgleichsleistungen auf der Grundlage von 

allgemeinen Vorschriften nach Artikel 3 Ab-
satz 2 und 3 der VO (EG) Nr. 1370/2007,

55 sonstige Unternehmenserträge im handels-
rechtlichen Sinne, soweit diese keine Aus-
gleichsleistungen für die Erfüllung gemein-
wirtschaftlicher Verpflichtungen nach Art. 3 
Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 darstellen

55 und keine ausschließlichen Rechte gewährt 
werden.

Ausgleichsleistungen für die Beförderung von 
Schülern und Auszubildenden mit Zeitfahraus-
weisen nach § 45 a PBefG und Ausgleichsleistun-

gen für die kostenlose Beförderung von Schwer-
behinderten im Linienverkehr gefährden nicht 
die Eigenwirtschaftlichkeit. 

Wenn ein Verkehr zuschussbedürftig ist, 
dann gilt für die Gewährung des Zuschusses die 
VO (EG) Nr.  1370/2007, die am 03.12.2009 in 
Kraft getreten ist.

Mit ihr werden europaweit einheitliche Re-
gelungen festgelegt für die Gewährung von Aus-
gleichsleistungen und/oder ausschließlichen 
Rechten dafür, dass dem Verkehrsunternehmen 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegt 
oder mit ihm vereinbart wurden.

Unter gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun-
gen versteht man Leistungen, die der Unterneh-
mer im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit nicht 
selbst anbieten würde. Damit sind z.  B. Fahrt-
angebote zu nachfrageschwachen Zeiten oder 
abgesenkte Fahrpreise gemeint.

Der Umfang der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen und die Höhe der Ausgleichs-
leistungen werden durch einen Dienstleistungs-
auftrag geregelt, der grundsätzlich in einem 
wettbewerblichen Vergabeverfahren vergeben 
wird. Das Vergabeverfahren muss für alle Be-
werber offenstehen, fair sowie transparent sein 
und es darf keiner diskriminiert werden.

Die VO ermöglicht in zwei Fällen Direktver-
gaben ohne die Durchführung eines wettbewerb-
lichen Vergabeverfahrens. Einmal darf der Auf-
gabenträger, wenn er ein eigenes Unternehmen 
(sog. interner Betreiber) besitzt, die Dienstleis-
tungsaufträge unmittelbar an sein eigenes Unter-
nehmen vergeben. In einem solchen Fall dürfen 
das Unternehmen und seine Tochtergesellschaf-
ten nur Verkehrsleistungen im örtlichen Zustän-
digkeitsgebiet des Aufgabenträgers erbringen.

Weiterhin ist die Direktvergabe von gerin-
gen Dienstleistungsaufträgen möglich. Gerin-
ge Dienstleistungsaufträge liegen vor, wenn 
die durchschnittlichen Jahreseinnahmen unter 
1  Mio  € bzw. die Personenverkehrsleistungen 
unter 300.000 Kilometer liegen. Bei Unterneh-
men, die nicht mehr als 23 Fahrzeuge einsetzen, 
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betragen die Schwellenwerte für eine Direktver-
gabe 2 Mio € bzw. 600.000 Kilometer.

Nicht kostendeckende Fahrpreise können 
auch auf der Grundlage einer allgemeinen Vor-
schrift festgelegt werden. In der allgemeinen 
Vorschrift wird zum einem die Höhe der Fahr-
preise und zum anderem der Ausgleich für die 
nicht kostendeckenden Tarife festgelegt. Hier-
zu müssen die Regelungen des Anhangs zu VO 
(EG) Nr. 1370/2007 eingehalten werden. Der An-
hang will sicherstellen, dass dem Unternehmen 
nur die Kosten zuzüglich eines angemessenen 
Gewinns erstattet werden. Es soll eine Überkom-
pensation verhindert werden.

Für den ÖPNV soll ein Nahverkehrsplan er-
lassen werden. Der Nahverkehrsplan wird vom 
Aufgabenträger, dies sind in der Regel Kreise 
und kreisfreie Städte, aufgestellt. Er bildet den 
Rahmen für die Entwicklung des öffentlichen 
Personennahverkehrs.

Der Aufgabenträger definiert in einem Nah-
verkehrsplan die Anforderungen an 

55 Umfang und Qualität des Verkehrsangebo-
tes,

55 Umweltqualität sowie
55 Vorgaben für die verkehrsmittelübergreifen-

de Integration der Verkehrsleistungen.

Der Nahverkehrsplan hat die Belange von Be-
hinderten mit dem Ziel zu berücksichtigen, 
für die Nutzung des ÖPNV bis zum 01.01.2022 
vollständige Barrierefreiheit zu erreichen. Im 
Nahverkehrsplan können Ausnahmen von der 
einzuhaltenden Frist konkret benannt und be-
gründet werden.

Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans 
sind die vorhandenen Verkehrsunternehmen 
frühzeitig zu beteiligen. Weiterhin sind Behin-
dertenvertreter anzuhören. Der Nahverkehr bil-
det den Rahmen für die Entwicklung des ÖPNV 
und hat vorhandene Verkehrsstrukturen zu be-
rücksichtigen. Die Vorgaben des Nahverkehrs-
planes sind im Genehmigungsverfahren zu be-
rücksichtigen. 

Merksätze

55 Für die konzeptionelle Rahmenpla-
nung des ÖPNV sind die Aufgaben-
träger zuständig. Dies sind für den 
busgebundenen ÖPNV die Kreise und 
kreisfreien Städte oder von ihnen ge-
bildete Zusammenschlüsse.

55 Vom zuständigen Aufgabenträger ist 
– u.a. unter Beteiligung der vorhande-
nen Unternehmer – ein Nahverkehrs-
plan aufzustellen.

55 Das PBefG unterscheidet zwischen 
eigenwirtschaftlichen und gemeinwirt-
schaftlichen Verkehrsleistungen.

55 Verkehrsleistungen sind eigenwirt-
schaftlich, deren Aufwand gedeckt 
wird durch Beförderungserlöse, 
Ausgleichsleistungen auf der Grund-
lage von allgemeinen Vorschriften 
nach der VO (EG) Nr. 1370/2007 und 
sonstige Unternehmenserträge im 
handelsrechtlichen Sinne, soweit 
diese keine Ausgleichsleistungen für 
die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen nach Art. 3 Abs. 1 VO 
(EG) Nr. 1370/2007 sind und keine aus-
schließlichen Rechte gewährt werden.

55 Der Aufgabenträger definiert in einem 
Nahverkehrsplan die Anforderungen 
an Umfang und Qualität des Verkehrs-
angebotes, Umweltqualität sowie 
Vorgaben für die verkehrsmittelüber-
greifende Integration der Verkehrs-
leistungen.

Fragen und Antworten

?? Wann liegt ein eigenwirtschaftlicher Verkehr 
vor?
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vv Verkehrsleistungen sind eigenwirtschaftlich, 
deren Aufwand gedeckt wird durch Be-
förderungserlöse, Ausgleichsleistungen auf 
der Grundlage von allgemeinen Vorschriften 
nach der VO (EG) Nr. 1370/2007 und sonstige 
Unternehmenserträge im handelsrecht-
lichen Sinne, soweit diese keine Ausgleichs-
leistungen für die Erfüllung gemeinwirt-
schaftlicher Verpflichtungen nach Art. 3 
Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 sind und keine 
ausschließlichen Rechte gewährt werden.

?? Welche Rolle spielt der Nahverkehrsplan im 
Genehmigungsverfahren?

vv Die Vorgaben des Nahverkehrsplanes sind 
bei der Erteilung einer Genehmigung mit zu 
berücksichtigen.

?? Wer ist in der Regel Aufgabenträger im 
ÖPNV?

vv Dies sind die Kreise und kreisfreien Städte.

?? Was versteht man unter gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen?

vv Unter gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun-
gen versteht man Leistungen, die der Unter-
nehmer im Hinblick auf die Wirtschaftlich-
keit nicht selbst anbieten würde. Damit sind 
z. B. Fahrtangebote zu nachfrageschwachen 
Zeiten oder abgesenkte Fahrpreise gemeint.

?? Wodurch werden gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen und die Höhe der Aus-
gleichsleistungen grundsätzlich geregelt?

vv Sie werden durch einen Dienstleistungsauf-
trag geregelt.

Linienverkehr nach § 42 PBefG
Das PBefG nennt in § 42 als Kriterien des Linien-
verkehrs

55 eine zwischen festen Ausgangs- und End-
punkten verlaufende Verkehrsverbindung 
mit Haltestellen zum Ein- und Aussteigen 
(feste Streckenführung),

55 die regelmäßig befahren wird (Regelmäßig-
keit),

55 von jedermann grundsätzlich freizügig be-
nutzt werden kann (Öffentlichkeit/Fahrgast-
freiheit) und

55 die Haltestellen aufweist.

Die feste Streckenführung bedeutet, dass der 
jeweilige Linienverkehr einen festen gleichblei-
benden Ausgangs- und Endpunkt hat. Regelmä-
ßigkeit des Verkehrs setzt Fahrten voraus, die in 
erkennbarer zeitlicher Ordnung wiederholt wer-
den, so dass sich die Fahrgäste auf das Vorhan-
densein einer Verkehrsverbindung einrichten 
können. Die Regelmäßigkeit des Verkehrs wird 
in der Regel durch einen Fahrplan dokumen-
tiert. Der Linienverkehr steht jedermann zur 
Verfügung. Bei den Fahrgästen handelt es sich 
um einen unbestimmten Personenkreis, der mit 
der Inanspruchnahme des Verkehrs ausschließ-
lich individuelle Zwecke verfolgt.

Ein wesentliches Merkmal des Linienver-
kehrs sind die Haltestellen, an denen die Fahr-
gäste ein- und aussteigen. Der Unternehmer hat 
sie bereits in seinem Antrag auf Erteilung einer 
Genehmigung einzeln zu benennen. Bevor die 
Genehmigungsbehörde der „Einrichtung“ einer 
Haltestelle stattgibt, ist zu prüfen, ob dies im öf-
fentlichen Interesse liegt. An die Zustimmung zur 
Einrichtung schließt sich die örtliche „Festset-
zung“ durch die Straßenverkehrsbehörde (§  32 
Abs.  1 BOKraft) im Rahmen eines Ortstermins 
an. Haltestellenschilder (§  41 StVO, Verkehrs-
zeichen 224) sind amtliche Verkehrszeichen. Sie 
sind an beiden Straßenseiten aufzustellen. Fest-
setzung und Kennzeichnung einer Haltestelle 
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durch ortsfeste Maste oder Schilder erfolgt im 
Zuge des Gemeingebrauchs der Straße.

Eigentümer von Grundstücken müssen 
das Aufstellen der Maste oder Schilder dulden 
(§ 45 Abs. 1 i. V. m. § 32 PBefG). Eine Haltestelle 
muss wie folgt gekennzeichnet sein (§ 32 Abs. 2  
BOKraft):

55 Das Verkehrszeichen 224 hat den Firmen-
namen sowie die Liniennummer zu enthal-
ten; diese Angaben können auch auf einem 
aufgesetzten oder angehängten Zusatzschild 
gemacht werden.

55 Ausrüstung mit einem Fahrplan (Fahrplan-
kasten), der mindestens die Abfahrtszeiten 
der Linienbusse enthält.

55 Im Orts- und Nachbarortslinienverkehr
55 Ausrüstung mit einem Zusatzschild, auf 
dem der Name der Haltestelle geschrie-
ben steht;

55 An verkehrsreichen Haltestellen des Orts-
linienverkehrs

55 Ausrüstung mit einem Behälter (Papier-
korb) zur Ablage benutzter Fahrscheine.

Genehmigungsrechtlich wird der Linienverkehr 
des § 42 PBefG auch danach unterteilt, ob die Li-
nien hauptsächlich in Städten oder auf dem Land 
verlaufen. Sog. Stadtlinien werden als Orts- oder 
Nachbarortslinien bezeichnet.

Ortslinien werden innerhalb einer Gemein-
de oder Stadt betrieben. Nachbarortslinien ver-
binden zwei Nachbarorte oder Teile von ihnen, 
die wirtschaftlich und verkehrsmäßig so mit-
einander verbunden sind, dass die Linien nach 
Tarifgestaltung und Bedienungshäufigkeit einem 
Ortslinienverkehr gleichkommen. Die auf dem 
Land verlaufenden Linien heißen im allgemei-
nen Sprachgebrauch „Überlandlinien“.

Mit der Erteilung der Genehmigung für den 
Linienverkehr sind vier Pflichten für den Unter-
nehmer verbunden:

55 Betriebspflicht (§ 21 PBefG)
Der Unternehmer ist verpflichtet, den ihm ge-
nehmigten Betrieb aufzunehmen und während 

der Geltungsdauer der Genehmigung den öf-
fentlichen Verkehrsinteressen und dem Stand 
der Technik entsprechend aufrecht zu erhalten. 
Gegenstand der Betriebspflicht sind alle Bestand-
teile der Genehmigung und die nach § 12 Absatz 1 
a zugesicherten Bestandteile der Genehmigung. 
Wenn der Unternehmer also eine Genehmigung 
erhalten hat, muss er den Linienverkehr aufneh-
men und durchführen. Er kann den Verkehr erst 
dann einstellen, nachdem er dies bei der Geneh-
migungsbehörde beantragt und sie ihm dies er-
laubt hat (Entbindung von der Betriebspflicht). 
Für die Bestandteile des Genehmigungsantrages, 
die vom Unternehmer nach § 12 Absatz 1 a ver-
bindlich zugesichert wurden, ist die Entbindung 
von der Betriebspflicht in der Regel nicht zulässig. 

55 Beförderungspflicht (§ 22 PBefG)
Der Unternehmer ist zur Beförderung verpflich-
tet, wenn der Fahrgast

55 die Beförderungsbedingungen einhält,
55 die Beförderung mit den regelmäßig einge-

setzten Beförderungsmitteln möglich ist und
55 die Beförderung nicht durch höhere Gewalt 

verhindert wird.

Somit ist der Unternehmer verpflichtet, jeden 
Fahrgast zu befördern. Er kann nur in Ausnah-
mefällen, z.  B. bei Verstoß gegen die Beförde-
rungsbedingungen, einen Fahrgast nicht be-
fördern. Der Beförderungsvertrag kommt zivil-
rechtlich durch das Einsteigen in den Omnibus 
zustande.

55 Tarifpflicht
Der Unternehmer muss bei der Genehmigungs-
behörde den Tarif anmelden und die Zustim-
mung der Genehmigungsbehörde hierzu be-
antragen. Er ist verpflichtet, diesen Tarif einzu-
halten. Wenn er den Tarif ändern will, muss er 
zuvor dies beantragen.

Bevor es zur Zustimmung kommt, hat die Ge-
nehmigungsbehörde die Beförderungsentgelte 
insbesondere daraufhin zu prüfen, ob sie unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmers, einer ausreichenden Verzinsung 
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und Tilgung des Anlagekapitals und der notwen-
digen technischen Entwicklung angemessen sind.

Damit die Genehmigungsbehörde den unter-
nehmensbezogenen Teil ihrer Prüfung vorneh-
men kann, muss der Unternehmer Auskunft über 
die Kosten- und Ertragssituation des Linienver-
kehrs geben. Mit den Richtlinien für die Kosten-
ermittlung bei Anträgen auf Änderung der Be-
förderungspreise im Kraftfahrlinien-, Obus- und 
Straßenbahnverkehr hat der BMV hierzu eine 
Orientierungshilfe gegeben.

Eine Erhöhung der Beförderungsentgelte tritt 
frühestens am 7.Tag nach der Veröffentlichung 
durch den Unternehmer (z. B. in einer regionalen 
Tageszeitung, Bekanntmachungsblättern der Ge-
meinden im Einzugsbereich des Linienverkehrs) 
in Kraft. Die Beförderungsentgelte hat der Unter-
nehmer ferner ortsüblich bekannt zu machen. Sie 
sind außerdem in den zum Aufenthalt der Fahr-
gäste bestimmten Räumen auszuhängen.

In Deutschland haben sich weitgehend Ver-
bunde und Verkehrsgemeinschaften gebildet, die 
einen einheitlichen Tarif für ihr Verkehrsgebiet 
aufstellen. Dies hat für den Fahrgast den Vorteil, 
dass er mit einem Fahrschein Linien verschiedener 
Unternehmen nutzen kann. Daher ist der isolierte 
Tarif für eine Linie in der Praxis der Ausnahmefall.

55 Fahrplanpflicht 
Der Fahrplan ist der Genehmigungsbehörde 
anzumelden und bedarf der Zustimmung 
der Genehmigungsbehörde. Der Fahrplan 
als Ausdruck der Regelmäßigkeit muss ent-
halten (§ 40 Abs. 1 PBefG):

55 Linienführung mit Ausgangs- und End-
punkt

55 Haltestellen
55 Fahrzeiten

Er ist Teil der Genehmigung. Jede nach Erteilung 
der Genehmigung erfolgende Änderung bedarf 
grundsätzlich der Zustimmung der Genehmi-
gungsbehörde. Bei geringfügigen Änderungen 
kann sie allerdings auf das Zustimmungsverfah-
ren verzichten. Werden die Interessen anderer 

Unternehmer berührt, sind sie vor der Zustim-
mung zur Fahrplanänderung zu hören. Die Ge-
nehmigungsbehörde kann für einen eigenwirt-
schaftlichen Verkehr Änderungen des Fahrplans 
verlangen, wenn sich

55 die für ihre Zustimmung maßgebenden 
Umstände wesentlich geändert haben oder

55 für die bessere Ausgestaltung des Verkehrs 
neue Gesichtspunkte ergeben haben, die im 
Rahmen des Fahrplans berücksichtigt wer-
den könnten.

Die Genehmigungsbehörde hat hiervon abzu-
sehen, wenn die Änderungen dem Unternehmer 
unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen 
Lage, einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals und der notwendigen techni-
schen Entwicklung nicht zugemutet werden kön-
nen. Der Unternehmer hat Fahrpläne und deren 
Änderungen ortsüblich bekannt zu machen. Die 
gültigen Fahrpläne sind in den Aufenthaltsräumen 
für Fahrgäste anzubringen. An den Haltestellen 
sind mindestens die Abfahrtszeiten anzuzeigen.

Ausgleichsleistungen
Die Beförderungstarife im Ausbildungsver-
kehr (Schüler, Studenten, Auszubildende) ge-
mäß §§ 42 und 43 Nr. 2 PBefG sollen möglichst 
niedrig sein. Für die dadurch dem Unternehmer 
entgangenen Einnahmen wurde durch §  45  a 
PBefG ein gesetzlicher Ausgleichsanspruch vor-
gesehen. Soweit der Ertrag aus den für diese Be-
förderung genehmigten Beförderungsentgelten 
zur Deckung der Kosten nicht ausreicht, erhält 
der Unternehmer als Ausgleich 50 % des Unter-
schiedsbeitrages zwischen dem Ertrag, der aus 
den Beförderungen im Ausbildungsverkehr er-
zielt worden ist und den hierfür aufgewandten 
Kosten. Die Kosten werden nach Personenkilo-
metern und den durchschnittlichen verkehrsspe-
zifischen Kosten errechnet. Die durchschnittli-
chen verkehrsspezifischen Kosten werden durch 
Untersuchungen ermittelt und entsprechen 
nicht den unternehmensindividuellen Kosten 
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